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Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

27.01.2009 

Geschäftszahl 

B9 403692-1/2009 

Spruch 

B9 403.692-1/2009/2E 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

Der Asylgerichtshof hat gemäß § 61 Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 idF BGBl. I Nr. 4/2008, (AsylG 
2005) und 66 Abs. 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), durch die Richterin Mag. 
Ursula SAHLING als Vorsitzende und den Richter Mag. Stefan HUBER als Beisitzer über die Beschwerde des -
XX-, StA. Republik Bosnien und Herzegowina, vom 22.12.2008 gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 
02.12.2008, Zl. 08 04.853-BAW, zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde von -XX- wird gemäß §§ 3, 8 und 10 AsylG 2005 abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e: 
 

Der Beschwerdeführer brachte vor, Staatsangehöriger von Bosnien Herzegowina und Angehöriger der 
Volksgruppe der Bosniaken zu sein, den im Spruch angeführten Namen zu führen und im Jahr 1992 gemeinsam 
mit seiner (zwischenzeitig verstorbenen) Mutter und seiner Schwester in das österreichische Bundesgebiet 
eingereist zu sein. Er stellte am 03.06.2008 in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz. 
 

Im Rahmen der Erstbefragung nach dem AsylG 2005 durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes, konkret 
durch die Polizeiinspektion Wien, -XX-, am 04.06.2008 gab der Beschwerdeführer an, damals Bosnien 
Herzegowina wegen des Krieges verlassen zu haben,weil sie Moslems seien und sonst aus politischen Gründen 
von den Serben umgebracht worden seien. Aus Angst von den Serben umgebracht zu werden, wolle er weiterhin 
in Österreich bleiben, außerdem habe er den Großteil seines Lebens hier verbracht und habe in -XX- niemanden 
mehr. 
 

Am 12.06.2008 sowie am 28.10.2008 erfolgten erstinstanzliche Einvernahmen vor dem Bundesasylamt jeweils 
im Beisein eines geeigneten Dolmetschers der serbischen bzw. bosnischen Sprache; diese Einvernahmen 
gestalteten sich im Wesentlichen wie folgt: 
 

Einvernahme am 12.06.2008: 
 

"Frage: Sie haben gesagt, es ist Ihnen passiert, dass ihre Niederlassungsbewilligung abgelaufen ist. Wie kann so 
etwas passieren? 
 

Antwort: Ich war zu dem Zeitpunkt im Gefängnis und dann hat sich das Gesetz verändert, was ich nicht wusste. 
Und jetzt kriege ich wegen meiner vorstrafen keinen mehr. 
 

Frage: Sind Sie in einem Entzugsprogramm? 
 

Antwort: Ja, ich bin auf Methadon. 
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F L U C H T G R U N D 
 

Frage: Wurden Sie jemals von Behörden in Ihrem Heimatland erkennungsdienstlich behandelt? 
 

Antwort: Ja, zur Ausstellung von Dokumenten. 
 

Frage: Sind Sie vorbestraft? 
 

Antwort: In Bosnien nicht. Aber in Österreich. 
 

Frage: Ist gegen Sie ein Gerichtsverfahren anhängig? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Waren Sie jemals im Gefängnis? 
 

Antwort: Ja, in Österrreich. 
 

Frage: Gehörten Sie jemals einer politischen Partei an? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Gehörten Sie jemals einer bewaffneten oder kriminellen Gruppierung an? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Nennen Sie uns bitte den Grund oder die Gründe, warum Sie Ihr Heimatland verlassen haben? Geben Sie 
zunächst einen Überblick. Sie erhalten gegebenenfalls Gelegenheit, näher dazu Stellung zu nehmen bzw. werden 
Sie zu Details befragt. Sie werden in Ihrem eigenen Interesse nochmals darauf hingewiesen, dass es wichtig ist, 
die Wahrheit zu sagen, nichts bewusst zu verschweigen und alle Beweismittel wie z.B. schriftliche Dokumente, 
Fotografien und Ähnliches vorzulegen. 
 

Antwort: Was soll ich sagen, es gibt in -XX- keine Moslems mehr. Wenn ich unten bin, werde ich verspottet. 
Mein Vater ist verhaftet worden und da haben sie ihm die Rippen gebrochen. Ich habe schon 1991 gesehen, wie 
sie meinen Vater auf dem Friedhof umbringen wollen. Ich kann mir nicht vorstellen, als Moslem dort zu leben 
(Anmerk. Rep. Srpska). Befragt gebe ich an, dass ich seit fünf Jahren nicht weiß, wo sich mein Vater aufhält. 
 

Frage: Sie haben Verwandte in Sarajevo? 
 

Antwort: Ja, mein Onkel. Sie haben eine Wohnung und 2 Kinder. Seit dem Begräbnis meiner Mutter in Sarajevo 
habe ich ihn nicht mehr gesehen. 
 

Frage: Wieso ist ihr Vater nach Bosnien zurück? 
 

Antwort: Er hat auch Asyl beantragt aber negativ bekommen. Er ist zurück. Es gab mit einer Tante Streit wegen 
einem Haus. Er ist erst 1995 nach Österreich gekommen. Er hat gegen die Kroaten kämpfen müssen und wurde 
gefangen genommen und gefoltert. Warum wir keinen Kontakt haben, kann ich nicht sagen, wir haben keine 
Nummer, nichts. Mein Schwester -XX- kann das sagen. 
 

Frage: Welche Bewährungsauflagen haben Sie? 
 

Antwort: Eine Bewährungshelferin, Fr -XX- und ein Substitutionsprogramm im Therapiezentrum PSD. Aber die 
Haftstrafe habe ich abgesessen, weil ich die damaligen Auflage Alkoholentzug nicht erfüllt habe. 
 

Frage: Wollen Sie weitere Fluchtgründe angeben oder Ihr Vorbringen ergänzen? 
 

Antwort: Nein. Mir wird zur Kenntnis gebracht, dass ich mich jederzeit im Haus 13 der 
Bundesbetreuungseinrichtung Traiskirchen, Info Point, einfinden kann, um von der Rückkehrberatung Gebrauch 
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zu machen. Die Rückkehrberatung umfasst die Perspektivenabklärung in Österreich und im Herkunftsstaat oder 
Drittstaat. Ich habe im Fall einer Haftentlassung jeden Wohnsitzwechsel unverzüglich, längstens jedoch binnen 7 
Tagen, der zuständigen Meldebehörde bekannt zu geben. Sollte ich keinen Wohnsitz haben, habe ich 
unverzüglich einen Zustellbevollmächtigten oder Verfahrensvertreter namhaft zu machen oder eine Abgabestelle 
bekanntzugeben. Dies insbesondere in Ihrem eigenen Interesse, da Sie sonst wichtige behördliche Fristen 
versäumen könnten. Sollte ich dieser Verpflichtung nicht nachkommen, erlangt ein Bescheid durch Hinterlegung 
Rechtskraft. Auf Nachfrage erklärt der Asylwerber ausreichend Gelegenheit gehabt zu haben die Gründe für den 
Asylantrag vollständig und umfassend zu schildern und auch alle sonstigen Hindernisse darzulegen, die einer 
Rückkehr ins Heimatland entgegenstehen. Er bestätigt, dass es keine Verständigungsschwierigkeiten mit dem 
Dolmetscher gab. 
 

Frage: Haben Sie die Dolmetscherin verstanden, konnten Sie der Einvernahme folgen und sich konzentrieren? 
 

Antwort: Ja." 
 

Einvernahme am 28.10.2008: 
 

"Frage: Wie verstehen Sie die anwesende Dolmetscherin? 
 

Antwort: Sehr gut, es gibt keinerlei Sprachprobleme. 
 

Frage: Kann die Einvernahme heute durchgeführt werden? 
 

Antwort: Ja. 
 

Frage: Wer ist die Begleitperson, welche im Aufenthaltsraum wartet? 
 

Antwort: Das ist Hr. -XX-. 
 

Frage: Der Hr. -XX- ist stark betrunken. Haben Sie auch getrunken? Stehen Sie unter Alkoholeinfluss? 
 

Antwort: Nein. Heute nicht. Wenn ich trinke, dann etwas anderes. 
 

Frage: Sind Sie Alkoholiker? 
 

Antwort: Nein, kein Alkoholiker, trinke sonst schon, so ein zwei Biere drei Mal in der Woche. 
 

Frage: Wer ist Hr. -XX-? 
 

Antwort: Das ist der Freund meiner Schwester. 
 

Frage: Sind Sie abhängig? 
 

Antwort: Ich nehme Metadon, ich bin derzeit in einem Substitutionsprogramm. 
 

Frage: Wie lange noch? 
 

Antwort: So ca. neun bis zehn Monate, dann bin ich clean. 
 

Frage: Auf was waren Sie süchtig? 
 

Antwort: Heroin und Kokain. Seit 1999, 2000, 2001. Ich mache seit 2002 das Programm, ich war auf 150, jetzt 
bin ich auf 90 Milligramm. Es ist auf jeden Fall eine Besserung. Der Arzt sagt, dass ich tatsächlich seither keine 
Drogen mehr genommen habe, seit ich das Programm mache. 
 

Frage: Wann reisten Sie ins Bundesgebiet ein? 
 

Antwort: 1991 auf 1992, im November oder Dezember. 
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Frage: Sie sind ethnischer bosnischer Moslem? 
 

Antwort: Ja. 
 

Frage: Nennen Sie bitte Ihre Heimatadresse? 
 

Antwort: -XX-. Das liegt -XX-, in der Republika Srpska, hinter -XX-. Das ist genau zur Grenze zu Montenegro. 
 

Frage: Wo lebt Ihr Onkel? 
 

Antwort: In Schweden, der andere lebt in Sarajevo. 
 

Frage: Wo in Sarajewo lebt er? 
 

Antwort: Ich weiß es nicht so genau, ich war zwei Mal dort. Einmal war es 1998 und 2000. 
 

Frage: Wo haben Sie genächtigt? 
 

Antwort: Beim Onkel im Kinderzimmer, der Onkel heißt -XX-. 
 

Frage: Ist das ein Bruder Ihrer Mutter? 
 

Antwort: Ja. 
 

Frage: Wo lebt Ihr Vater? 
 

Antwort: Wir haben nichts mehr von ihm gehört, angeblich war er tot, dann ist er 1995 aber nach Österreich 
gekommen, hat hier auch einen Asylantrag gestellt, ist aber wieder runter gefahren. 2002 glaube ich. 
 

Frage: 2002 ist er wieder nach Bosnien gefahren? 
 

Antwort: Ja, so etwa, er war damals im Gefängnis, er war Kriegs gefangener, er wurde dann als 
Kriegsgefangener ausgetauscht und kam er her. 
 

Frage: Haben Sie hier auch mal gearbeitet? 
 

Antwort: Ja, habe als Automechaniker, habe ich gelernt, aber nicht ausgelernt, wir kamen dann von -XX- nach 
Wien. Hier habe ich aber dann als Tapezierer und Maler/Anstreicher gearbeitet, habe dann aufgehört, habe dann 
bei einem schwarzgearbeitet. 
 

Frage: Sie haben somit berufliche Erfahrung als Mechaniker, Maler, Anstreicher und Tapezierer? 
 

Antwort: Ja, ich habe auch für die Caritas gearbeitet, habe in drei Tagen fünf Stunden plus Trinkgeld gearbeitet, 
habe dafür 20 Euro für diese fünf Stunden erhalten. Jetzt mache ich das auch. 
 

Frage: Welche Medikamente benötigen Sie? 
 

Antwort: Metadon und normale Beruhigungstabletten. 
 

Frage: Waren Sie je politisch tätig? 
 

Antwort: Nein, meine Schwester auch nicht. 
 

Frage: Hatten Sie je Probleme in Bosnien mit den Behörden? 
 

Antwort: Nein, nie. 
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Frage: Warum stellen Sie nun einen Asylantrag? 
 

Antwort: Weil ich nicht zurück kann. Ich hätte Angst, könnte dort angespuckt werden. Alle wissen, wer mein 
Vater war. Dass er in der Armee war, wir sind Moslems. 
 

Frage: Sie könnten nach Sarajewo gehen? 
 

Antwort: Ich habe dort nur meinen Onkel, was mache ich dort. 
 

Frage: Wollen Sie sonst noch was vorbringen? 
 

Antwort: Ich will hier arbeiten. 
 

Frage: Sie wollen also durch den Asylantrag lediglich Ihre Abschiebung verhindern? 
 

Antwort: Ja. 
 

Frage: Haben Sie eine Freundin? 
 

Antwort: Ja, seit einem Monat und 27 Tage. 
 

Frage: Wie heißt sie? 
 

Antwort: -XX-. 
 

Frage: Den ganzen Namen bitte. 
 

Antwort: Weiß ich nicht. Ich kenne nur den Vornamen. 
 

Frage: Leben Sie zusammen? 
 

Antwort: Nein, sie lebt bei den Eltern. 
 

Frage: Was befürchten Sie im Falle einer Rückkehr nach Bosnien? 
 

Antwort: Ich fürchte, dass mir unten etwas passiert. 
 

Frage: Wer sollte sich für Sie interessieren, wenn Sie jetzt zurückkehren? 
 

Antwort: Ich kenne einfach niemanden. Ich bin schon lange da. 
 

Frage: Wollen Sie sonst noch etwas vorbringen? 
 

Antwort: Nein, ich möchte hier nur was aufbauen. Sonst habe ich alles vorgebracht. 
 

Vorhalt: Ihnen werden nun die Länderinfos über die Lage in Bosnien zur Kenntnis gebracht, Sie können dazu 
eine Stellungnahme im Zuge Ihres Parteiengehörs abgeben. 
 

Antwort: Ich gebe keine Stellungnahme dazu ab. 
 

Frage: Es gibt eine Unzahl von Vereinen und NGOs, an welche Sie sich wenden können. 
 

Frage: Ja, ich habe viel nicht gewusst. Möchte sonst nichts angeben, es ist nur alles unbekannt, bin schon seit 
Kindheit hier. 
 

Frage: Wollen Sie abschließend noch etwas vorbringen? 
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Antwort: Nein. 
 

Frage: Wollen Sie noch etwas hinzufügen, abändern oder ergänzen? 
 

Antwort: Nein. 
 

Frage: Wie haben Sie die Dolmetscherin verstanden? 
 

Antwort: Sehr gut. Alles. 
 

Frage: Konnten Sie auch alles vorbringen? 
 

Antwort: Ja, ich habe alles gesagt, alles was ich sagen wollte. 
 

Frage: Wurden Sie hier gut behandelt bei der Einvernahme, wollen Sie dazu etwas angeben? 
 

Antwort: Ja, danke, sehr gut." 
 

Als Beweismittel wurde ein Reisepass Nr. -XX-, ausgestellt am -XXvon der Botschaft Bosnien Herzegowina in 
Wien, gültig bis zum -XXmit einem bis zum 28.12.2006 gültigen Aufenthaltstitel sowie ein ungültiger 
Reisepass, ebenfalls ausgestellt von der Botschaft Bosnien Herzegowina in Wien vom 16.07.1999 vorgelegt. 
 

Nach den vorliegenden polizeilichen Aufzeichnungen ist der Beschwerdeführer in der Zeit vom 24.12.1998 bis 
02.08.2008 insgesamt im Zusammenhang mit 17 Straftaten erfasst. 
 

Mit rechtskräftigem Urteil des LG für Strafsachen Wien vom -XX-, wurde der Beschwerdeführer gemäß §§ 146, 
147 Abs. 1/1, 15, 127, 129/1, 15 136/1 u2, 15 229/1, 146 und 141 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 4 Monaten 
bedingt und mit rechtskräftigem Urteil vom -XX-, gemäß §§ 27 Abs. 1u2/2 SuchtmittelG und §§ 15,127, 107/1 
und 83/1 STGB sowie § 50 Abs. 1/3 WaffenG zu einer Freiheitsstrafe von 9 Monaten, davon 6 Monate bedingt, 
verurteilt. 
 

Nach dem Ergebnis einer Anfrage des Bundesasylamtes vom 28.10.2008 an die Staatendokumentation ist die 
Durchführung einer Drogensubstitutionstherapie in Bosnien Herzegowina in Sarajewo und eineigen anderen 
Städten möglich und ist jeder Staatsbürger in irgendeiner Weise krankenversichert (als Erwerbstätiger, mit den 
Eltern oder als Arbeitsloser), sodass diese Therapie von der Krankenversicherung bezahlt wird. 
 

Mit erstinstanzlichem Bescheid vom 02.12.2008, Zahl: 08 04.853-BAW, wurde dem Beschwerdeführer gem. § 3 
Abs. 1 iVm § 2 Absatz 1 Z 13 AsylG 2005 der Status des Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.), 
gem. § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den 
Herkunftsstaat Bosnien Herzegowina nicht zuerkannt (Spruchpunkt II.), der Beschwerdeführer gem. § 10 Abs. 1 
AsylG 2005 aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Bosnien Herzegowina ausgewiesen (Spruchpunkt III.) 
sowie der Beschwerde gegen diesen Bescheid gemäß § 38 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 die aufschiebende Wirkung 
aberkannt. 
 

Das Bundesasylamt traf in diesem Bescheid Feststellungen zur Lage in Bosnien Herzegowina, insbesondere zu 
den gesetzlichen Bestimmungen aus dem Jahr 2005 bzw. über Programme in der Republika Srpska und zu den 
hauptsächlich in -XX- angesiedelten Hilfsorganisationen für Rückkehrer, und gelangte in rechtlicher Hinsicht zu 
der Beurteilung, dass der vom Beschwerdeführer vorgebrachte Sachverhalt nicht geeignet war, eine aktuelle, 
konkret gegen ihn gerichtete Verfolgung darzutun und verwies auf die Position des UNHCR, wonach 
Asylanträge, welche nur zur Abwendung einer drohenden Ausweisung gestellt werden, als missbräuchlich 
anzusehen sind, jedenfalls dann, wenn der Asylantragsteller zuvor ausreichend Gelegenheit hatte, einen solchen 
Antrag zu stellen. Weiters finden sich im angefochtenen Bescheid Feststellungen darüber, dass dem 
Beschwerdeführer in Bosnien Herzegowina ebenfalls ein Drogensubstitutionsprogramm zur Verfügung steht und 
er jedenfalls über familiäre Anknüpfungspunkte in Sarajewo verfügt 
 

Gegen diesen Bescheid, zugestellt am 10.12.2008, erhob der Beschwerdeführer mit Schriftsatz vom 22.12.2008 
fristgerecht Beschwerde, in welcher der Beschwerdeführer im Wesentlichen ausführt, dass Mangelhaftigkeit des 
Verfahrens vorliege, weil die Behörde zu der Beurteilung gelangt sei, dass sein Vorbringen unglaubwürdig sei, 
weil dieses nicht nachvollziehbar und widersprüchlich gewesen sei, diese Beurteilung jedoch auf Einvernahmen 
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beruhe, in welchen er nicht alles Erforderliche habe erklären können. So sei zu den Ausführungen im 
angefochtenen Bescheid, wonach der Asylantrag lediglich in der Absicht der Legalisierung seines Aufenthaltes 
eingebracht worden sei, was sich daraus ergebe, dass er mit der Antragstellung solange zugewartet und erst nach 
seiner Festnahme einen Antrag eingebracht habe, darauf hinzuweisen, dass der Beschwerdeführer erst in der 
Schubhaft von der Möglichkeit erfahren habe, einen Asylantrag zu stellen und dies auch umgehend gemacht 
habe. Aus dem nochmals vorgebrachten Fluchtvorbringen - er und seine Familie seien 1991 wegen ihrer 
Verfolgung durch Serben, insbesondere seines Vaters, zunächst nach Mazedonien und dann nach Österreich 
geflohen - ergebe sich, dass der Beschwerdeführer als Flüchtling im Sinne der GFK zu betrachten sei. 
 

Ferner verstoße seine Abschiebung gemäß Art. 3 EMRK, da er bei seiner Rückkehr auf Grund seines 
muslimischen Glaubens in Bosnien Herzegowina der Verfolgung ausgesetzt sein würde. In seiner Heimatstadt -
XX- gebe es keinen einzigen Muslim und er verfüge auch nicht mehr über ein soziales Netzwerk. Auch ergebe 
sich die generell angespannte politische Situation in Bosnien Herzegowina aus dem nachfolgend zitierten Bericht 
der CCI Pressekonferenz in Sarajewo vom Dezember 2008, wonach Bosniens Regierung und Parlament nur 
einen geringen Prozentsatz der geplanten Vorhaben im Jahr 2008 umgesetzt habe und trotzdem die Gehälter des 
Personals im Durchschnitt um 108 Prozent angestiegen seien. Im Ergebnis seien die Gehälter der 
Spitzenfunktionäre der Regierung zehnmal höher als das bosnische Durchschnittseinkommen, was bis zum Ende 
der Regierungsperiode 2010 verheerende Auswirkungen auf Bosnien Herzegowina haben würde. 
 

Ferner würde eine Ausweisung gegen Art. 8 EMRK verstoßen, da sein Onkel und eine Tante bereits seit 16 
Jahren in Österreich als Aslyberechtigte leben würden und er in Österreich seit über einem halben Jahr eine 
Freundin habe, welche österreichische Staatsbürgerin sei. Er habe in Österreich seinen Lebensmittelpunkt 
gefunden, da er seit 16 Jahren hier lebe und in seinem Heimatland über keinerlei soziale Anknüpfungspunkte 
verfüge. 
 

Auch lägen die Voraussetzungen für die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung vor. 
 

Diese Beschwerde wurde dem Asylgerichtshof am 08.01.2009 vorgelegt; das Beschwerdeverfahren war daher 
am 01.07.2008 noch nicht anhängig. 
 

Auf Grundlage der Einvernahmen des Beschwerdeführers durch das Bundesasylamt am 12.06.2008 und am 
28.10.2008 sowie auf Grundlage der Beschwerde vom 22.12.2008 werden folgende Feststellungen getroffen und 
der Entscheidung zu Grunde gelegt: 
 

Der Beschwerdeführer ist Staatsangehöriger von Bosnien Herzegowina, gehört der Volksgruppe der Bosniaken 
an, führt den im Spruch angeführten Namen und hält sich seit dem 29.12.2006 illegal im österreichischen 
Bundesgebiet auf. 
 

Nicht festgestellt werden kann, dass dem Beschwerdeführer in Bosnien Herzegowina mit maßgeblicher 
Wahrscheinlichkeit eine an asylrelevante Merkmale anknüpfende aktuelle Verfolgung maßgeblicher Intensität - 
oder eine sonstige Verfolgung maßgeblicher Intensität - droht oder dass dem Beschwerdeführer in Bosnien 
Herzegowina die notdürftigste Lebensgrundlage entzogen wäre. Festgestellt werden kann darüber hinaus, dass 
der Beschwerdeführer nicht an einer derart schweren Erkrankung leiden würde, dass eine Verbringung des 
Beschwerdeführers nach Bosnien Herzegowina eine unmenschliche Behandlung darstellen würde. Festgestellt 
wird, dass dem Beschwerdeführer in Bosnien Herzegowina die notwendige Behandlung seiner Erkrankung 
zukommen würde (Drogenersatzprogramm mit Methadon). 
 

Die Feststellungen des angefochtenen Bescheides betreffend Bosnien Herzegowina werden wie folgt zum Inhalt 
dieses Erkenntnisses erhoben: 
 

"Allgemeine Lage in Bosnien und Herzegowina: 
 

Politik/Wahlen 
 

Sarajewo bekommt endlich den EU-Assoziierungs-Vertrag. Nun gilt es, das ethnische Korsett zu sprengen. 
Bereits am 11. April erfüllte Sarajewo die letzte Voraussetzung, um den Assoziierungsvertrag mit der Union aus 
der Warteschleife zu holen. Doch erst am 26. Mai soll die feierliche Unterzeichnung sein, wie am Dienstag 
bekannt wurde. Im Dezember 2006 war alles bis ins Detail ausverhandelt - nur die Kernbedingung war noch 
nicht erfüllt: eine Reform zur Einführung einer gesamtstaatlichen Polizei. 
 

(Die Presse.com, Wo die Schwimmweste zur Zwangsjacke wurde, 22.04.2008) 
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Der jetzt erarbeitete Kompromiss basiert auf einer Absprache der beiden zur Zeit wichtigsten Politiker, Milorad 
Dodik, Premier der Republika Srpska, und und des Bosniaken Haris Silajdzic, Mitglied des Staatspräsidiums. Er 
geht nicht mehr von einem Zusammenschluss der beiden bestehenden Polizeiorganisationen aus. 
 

Stattdessen soll nach dem Rahmenabkommen, in dem noch viele Details verhandelt werden müssen, die 
Polizeiarbeit in sieben neue organisatorische Einheiten aufgeteilt und zentral koordiniert werden. 
 

(Die Presse.com, Bosnien: Neuer Kitt für ein geteiltes Land, 11.04.2008) 
 

Die Abspaltung des Kosovo von Belgrad hat die Spannungen noch erhöht: Viele Politiker der bosnischen Serben 
propagieren nun noch stärker ein Ausscheren aus dem ungeliebten Gesamtstaat. Einem Unabhängigkeits-
Referendum der Serben, wie es auch der einst als gemäßigt geltende Dodik mehrfach ventiliert hat, würde die 
Staatengemeinschaft freilich einen Riegel vorschieben. 
 

(Die Presse.com, Bosnien: Neuer Kitt für ein geteiltes Land, 11.04.2008) 
 

Der Gesamtstaat Bosnien und Herzegowina (BiH) 
 

Die Verfassung von Bosnien und Herzegowina ist in Annex 4 des Friedensabkommens von Dayton festgelegt. 
Danach überwölbt Bosnien und Herzegowina als Gesamtstaat die beiden sog. Entitäten "Föderation von Bosnien 
und Herzegowina" und "Republika Srpska". In die Zuständigkeit des Gesamtstaats fallen gemäß Verfassung die 
Außenpolitik und der Außenhandel, die Zoll- und Währungspolitik, Migrationsfragen, internationale 
Strafverfolgung, Telekommunikation, Grenzschutz und Luftverkehrshoheit. Die Übertragung weiterer 
Zuständigkeiten auf den Gesamtstaat ist grundsätzlich möglich, erweist sich aber in der Praxis als politisch 
schwierig. Mit der Reform des Verteidigungsbereichs wurde 2004 ein gesamtstaatliches 
Verteidigungsministerium geschaffen und 2005 die Zuständigkeit in Verteidigungsfragen von den Entitäten auf 
den Gesamtstaat übertragen. 
 

Nach mühsamen Verhandlungen wurde Anfang 2007 eine Koalitionsregierung gebildet, die jedoch auf keinem 
programmatischen Koalitionsvertrag folgt, sondern sich lediglich auf eine Liste zu behandelnder Probleme 
einigen konnte. Die neue Regierung unter dem Ministerratsvorsitzenden Prof. Dr. Nikola Spiric (bosnischer 
Serbe, SNSD) trat im Februar ihr Amt an, konnte aber wegen der großen Interessengegensätze zwischen den 
Koalitionspartnern bisher kaum Initiative entfalten. 
 

Die Föderation Bosnien und Herzegowina (FBiH) 
 

Das Parlament der Föderation Bosnien und Herzegowina besteht - wie das Gesamtstaatsparlament - aus zwei 
Kammern: einem nach dem Verhältniswahlrecht gewählten Abgeordnetenhaus und einer Völkerkammer, in der 
bosniakische, kroatisch-bosnische und serbisch-bosnische Vertreter in gleicher Stärke repräsentiert sind. Neben 
den Abgeordneten der drei Volksgruppen gibt es in der Völkerkammer noch die Gruppe der so genannten 
"Anderen". Der Präsident der Föderation Bosnien und Herzegowina wird durch das Abgeordnetenhaus gewählt, 
ihm werden je ein Stellvertreter der beiden anderen großen Volksgruppen zur Seite gestellt. 
 

Nach den letzten Wahlen vom 1. Oktober 2006 erwies sich die Regierungsbildung als besonders schwierig. 
Nunmehr regiert eine Koalitionsregierung der großen Parteien der Bosniaken und bosnischen Kroaten, SDA, 
SBiH, HDZ-BiH und HDZ 1990. 
 

Die Republika Srpska (RS) 
 

Aus den Wahlen zur RS-Nationalversammlung am 1. Oktober 2006 ging die Partei von RS-Premierminister 
Dodik "Bund der unabhängigen Sozialdemokraten" (SNSD) als klarer Sieger hervor: Sie erreichte mehr als 43% 
der Stimmen und ließ die Serbische Demokratische Partei (SDS) mit nur 18% als zweitstärkste Kraft in der RS 
weit hinter sich. In denselben Wahlen wurde Milan Jelic (gleichfalls SNSD) mit absoluter Mehrheit zum neuen 
RS-Präsidenten gewählt. In dem von nationalistischer Rhetorik geprägten Wahlkampf hatte Premierminister 
Dodik auf Forderungen einzelner bosniakischer Politiker nach Abschaffung der RS mit einem Referendum über 
den Status der RS als Teil von Bosnien und Herzegowina reagiert, diese Forderung bislang aber nicht 
wiederholt. 
 

Auch wenn SNSD mit 41 Sitzen eine relative Mehrheit besitzt, führt Premierminister Dodik eine 
Regierungskoalition aus fünf Parteien (insgesamt 59 Sitze der 83 Sitze). Entsprechend der Dayton-Vorgabe 
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besteht neben dem Unterhaus (Nationalversammlung) wie in Gesamtstaatsregierung und Föderation ein 
Oberhaus ("Völkerkammer"). In der Regierung sind die Ministerämter gemäß RS-Verfassung durch 8 Serben, 5 
Bosniaken und 3 Kroaten besetzt. 
 

(Alle: Auswärtiges Amt, Länder- und Reiseinformationen: Bosnien und Herzegowina - Innenpolitik, Stand Juli 
2007, http://www.auswaertiges-
amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/BosnienUndHerzegowina/Innenpolitik.html, Zugriff 16.4.2008) 
 

Oppositionelle Betätigung 
 

Politische Parteien können ohne Einfluss von Außen agieren. Oppositionelle Parteien sind nicht von der 
Teilnahme am politischen Geschehen ausgeschlossen. Obwohl die politischen Parteien eine Mitgliedschaft der 
Bürger nicht forcieren, sehen viele Bürger die Mitgliedschaft in der führenden Partei ihrer Region als Mittel um 
gute Arbeitsplätze in den verschiedensten staatlichen Unternehmen zu bekommen. Die Mitgliedschaft in großen, 
kapitalkräftigen Parteien bringt formale Vorteile, da Nicht-Parteimitglieder oft bei der Vergabe wichtiger 
Regierungsposten übergangen werden. 
 

(U.S. Department of State, Bosnia and Herzegovina, Country Reports on Human Rights Practices 2007, 
11.3.2008) 
 

In Bosnien ist die politische Betätigung frei und die Bürger von Bosnien/Herzegowina können Ihre Vertretung 
frei wählen. Die letzten Wahlen im Oktober 2006 verliefen ohne große Zwischenfälle und Behinderung der 
teilnehmen politischen Gruppierungen. 
 

(Freedom House, Freedom in the World 2007: Bosnia-Herzegovina, Juni 2007) 
 

Minderheiten: 
 

Allgemein 
 

48% der Bevölkerung sind Bosniaken, 37.1% Serben, 14.3% Kroaten, 0.6% andere (2000). 
 

(CIA World Factbook, Bosnia and Herzegovina, 15.4.2008, https://www.cia.gov/library/publications/the-world-
factbook/geos/bk.html, Zugriff 17.4.2008) 
 

Bosnien hat zahlreiche Verträge im Bereich "Nicht-Diskriminierung" und Minderheitenschutz ratifiziert, 
inklusive Protokoll Nr 12 der Europäischen Menschenrechtskommission. Es gibt einige nationale Gesetze zum 
Schutz von Minderheiten, wobei jedoch noch eine weiterführende Gesetzgebung zum Schutz von Minderheiten 
erforderlich wäre. 
 

(Council of Europe, Report by the Commissioner for Human Rights Mr Thomas Hammaberg on his visit to 
Bosnia and Herzegovina, 4 - 11 June 2007, Feb. 2008) 
 

Bosnien hat alle menschenrechtsrelevanten UN- und Internationalen Konventionen ratifiziert. Die 
gesamtstaatliche Verfassung, wie auch die Verfassungen der beiden Entitäten garantieren die gleiche 
Behandlung aller Menschen. Es gibt auf gewissen Gebieten eine Antidiskriminierungsgesetzgebung, jedoch kein 
eigenes Antidiskriminierungsgesetz. Die Umsetzung der Konventionen und Antidiskriminierungsbestimmungen 
bedarf substantieller Verbesserung. 
 

(Europäische Kommission, Bosnia and Herzegovina 2007 Progress Report [SEC(2007) 1430], 6.11.2007) 
 

Es gibt in BiH 17 offiziell anerkannte Minderheiten. Bosniaken, Kroaten und Serben stellen keine Minderheiten 
dar. BiH hat die Rahmenkonvention für Nationale Minderheiten des Europarats unterzeichnet. Viele 
Bestimmungen des Gesetzes über nationale Minderheiten werden nicht angewandt, Gesetzesänderungen des 
Wahlgesetzes um die Repräsentation der Minderheiten zu verbessern stehen noch aus. Verfassungsänderungen 
wurden nicht durchgeführt, weshalb Minderheiten noch immer aus dem Parlament und der Präsidentschaft 
ausgeschlossen sind. 
 

(Europäische Kommission, Bosnia and Herzegovina 2007 Progress Report [SEC(2007) 1430], 6.11.2007) 
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Ein Rat für Nationale Minderheiten, der die parlamentarische Arbeit beraten soll, wurde in RS eingerichtet, 
jedoch noch nicht in der Föderation. 
 

(Europäische Kommission, Bosnia and Herzegovina 2007 Progress Report [SEC(2007) 1430], 6.11.2007) 
 

Im April 2003 wurde ein Gesetz zum Schutz nationaler Minderheiten verabschiedet, im März 2006 ein Rat der 
nationalen Minderheiten eingerichtet. Dennoch haben Angehörige der nationalen Minderheiten per Verfassung 
keinen Zugang zu einigen staatlichen Ämtern oder werden in anderer Weise schlechter gestellt als die drei 
konstitutiven Volksgruppen. Sie können z.B., obwohl Staatsbürger, nicht ins Präsidentenamt gewählt werden. 
Minderheitensprachen werden von der Verwaltung, den Gerichten und im Bildungsbereich nicht benutzt. 
 

(BAMF, Informationszentrum Asyl und Migration, Bosnien und Herzegowina, Länderreport Teil 2, Juni 2007) 
 

Rückkehr: 
 

Das Büro des UNHCR für BuH hat im August 2001 ein Handbuch für Rückkehrer herausgeben. Darin enthalten 
sind Ratschläge zu Rückkehrvorbereitungen, Stellen, an die sich Rückkehrer zwecks eventueller Hilfe wenden 
können. Darunter sind u.a die folgenden, für Rückkehrer zuständigen Hilfsorganisationen und Einrichtungen 
aufgelistet. 
 

Genauere Aufgabenbereiche, Adressen, Telefonnummern und Kontaktdaten sind im Handbuch zu finden. 
 

United Nations High Commissioner for Refugees (UNHCR) 
 

United Nations Mission in Bosnia and Herzegovina - Civil Affairs/International Police Task Force (UNMBIH - 
IPTF) 
 

Office of the High Representative - Return and Reconstruction Task Force (OHR-RRTF) 
 

Organisation for Security and Co-operation in Europe (OSCE) 
 

International Organisation for Migration (IOM) 
 

Die IOM erleichtert die Rückkehr von Personen aus dem Ausland und hilft bei der Beförderung dieser und ihrer 
persönlichen Sachen nach BuH. 
 

Commission for Real Property Claims of Refugees and Displaced Persons/ (CRPC) 
 

Die CRPC entscheidet über Anträge bezgl. der Rückforderung von Liegenschaften und Rechten. Anträge können 
auch bei besetztem oder teilweise zerstörtem Vermögen gestellt werden. Die Entscheidungen der CRPC sind 
endgültig und rechtskräftig. 
 

United Nations Development Programme (UNDP) 
 

American Refugee Committee (ARC) 
 

Das ARC unterstützt mit Programmen die Rückkehr von Minderheiten. Diese beinhalten den Wiederaufbau von 
Wohnobjekten und der Infrastruktur, kostenlose rechtliche Unterstützung für Flüchtlinge, Rückkehrer und 
Vertriebene 
 

Bosnian Committee for Help (BOSPO) 
 

BOSPO setzt verschiedene edukative, psychosoziale Projekte um, bietet Mikrokredite zur 
Einkommensschaffung. Der Sitz ist in Tuzla, Rudarska 72. 
 

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW) 
 

Das THW setzt Projekte des Wiederaufbaus von Wohneinheiten und der Erneuerung der Infrastruktur um. 
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CARE Germany 
 

CARE Germany bietet Hilfe für eine nachhaltige Rückkehr, einschließlich des Wiederaufbaus von 
Wohneinheiten und Infrastruktur 
 

CARE International 
 

CARE International setzt Projekte der Unterbringung, des Wiederaufbaus und profitable Projekte für Rückkehrer 
in ganz BuH um 
 

Caritas Switzerland 
 

Catholic Relief Service (CRS) 
 

Das CRS unterstützt Minderheitenrückkehrer und die domizile Bevölkerung mit Projekten für eine schnelle 
Aufbringung finanzieller Mittel, der Entwicklung des öffentlichen Dienstes, edukativen Programmen und 
Projekten für Unterbringung/Wiederaufbau. 
 

Cebeda 
 

Cebeda bietet Rückkehrern Unterstützung mit Hilfe von Programmen für Klein- und Mittelunternehmen und 
Projekten zur Einkommensschaffung. 
 

Cooperazione e Svilupo (CESVI) 
 

CESVI - Projekte für Unterbringung/Wiederaufbau und Einkommensschaffung. 
 

Danish Refugee Council (DRC) 
 

Deutsche Gesellschaft für technische Zusammenarbeit (GTZ) 
 

Die GTZ arbeitet mit lokalen Einrichtungen in BuH zusammen und setzt Programme für eine Unterbringung/den 
Wiederaufbau und Mikrokredite/profitable Programme um. Neben Sarajevo ist auch eine Niederlassung in 
Tuzla, Mihajla i ¿ivka Crnogorcevica 5 
 

Dorcas Aid International (DAI) 
 

DAI ist eine Agentur zur Unterstützung und Hilfe im Bereich der Unterbringung/des Wiederaufbaus und der 
Erneuerung der Infrastruktur in der Republika Srpska, Prijedor. 
 

Dutch Relief Agency (DRA) 
 

Edinburgh Direct Aid (EDA) 
 

European Committee for Training and Agriculture (CEFA) 
 

HELP 
 

Hilfswerk Austria (HWA) 
 

Das HWA setzt Projekte zur Erleichterung der Rückkehr um, einschließlich des Wiederaufbaus von Häusern, 
Schulen und der sonstigen Infrastruktur. Eine Niederlasssung ist auch in Tuzla, Filipa Kljajica 22. 
 

International Catholic Migration Commission (ICMC) 
 

International Orthodox Christian Charities (IOCC) 
 

International Rescue Committee (IRC) 
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INTERSOS 
 

INTERSOS unterstützt den wechselseitigen Rückkehrprozess in beide Entitäten durch den Wiederaufbau von 
Häusern und der erforderlichen Infrastruktur. Der Sitz ist in Tuzla, Slavinovici, Luke C1 
 

Islamic Relief Worldwide (IRWW) 
 

LOK 
 

Lutheran World Federation (LWF) 
 

Malteser Hilfsdienst (MHD) 
 

Mercy Corps Scotland (MCS) 
 

MCS setzt verschiedene Projekte für Rückkehrer um, die Unterbringung und den Wiederaufbau, insbesondere 
für Minderheiten, die zurückkehren, unterstützt die Initiative bosnischer Frauen. Der Sitz ist in Tuzla, Bosne 
srebrene 56. 
 

Movimiento por la paz, el desarme y la libertad (MPDL) 
 

Norwegian Refugee Council (NRC) 
 

Pax Christi 
 

Premiere Urgence 
 

Project Implementation Unit - Housing - (PIU Housing) 
 

Swedish Rescue Services Agency (SRSA) 
 

Die SRSA ist zuständig für Projekte der Unterbringung/des Wiederaufbaus. Sitz in Tuzla. Mihajla i ¿ivka 
Crnogorcevica 1 
 

Swiss Disaster Relief (SDR) 
 

TALDI 
 

TALDI ist eine lokale NGO, die im Bereich der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung BuH tätig ist. Dazu 
gehören Programme für die Vergabe von Mikrokrediten zur Einkommensschaffung. Der Sitz ist in Tuzla, Obala 
Zmaja od Bosne 10 Tuzla 
 

United Methodist Committee of Relief (UMCOR) 
 

United States Agency for International Development (USAID) 
 

World Vision (WV) 
 

Viele der genannten Organisationen haben wie aus der Liste ersichtlich ist Ihren Sitz in Tuzla, d.h. in der 
Föderation BuH und bieten dort Hilfe und Unterstützung bei der Unterbringung von Rückkehrern. Unter 
anderem auch das Österreichische Hilfswerk, aber auch religiöse Organisationen wie die Islamic Relief 
Worldwide und lokale NGOs wie Taldi. 
 

Eine Rückkehr von Flüchtlingen in die Föderation ist daher möglich. 
 

Aus der Liste ist auch ersichtlich, dass es sowohl heimische als auch ausländische Hilfsorganisationen gibt. 
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Das Büro des UNHCR für BuH in Tuzla veröffentlichte im Juni 2003 auch eine Studie über aus dem Gebiet 
"Podrinje" (Drina-Gebiet), der östlichen Republika Srpska stammende Vertriebene, die im Kanton Tuzla 
untergebracht sind, worin die Struktur der Vertriebenen nach Geschlecht, Alter, Familienverhältnissen und auch 
ihr Wunsch nach einer Rückkehr in ihr Heimatgebiet bzw. einem Verbleib im Kanton Tuzla genauestens 
analysiert wurden. 
 

Dabei wurden Empfehlungen für eine langfristige Lösung dieser Bedürfnisse ausgearbeitet und Maßnahmen 
sowohl für die inländischen Behörden, die Vertriebenen selbst, NGOs, die internationale Staatengemeinschaft 
und Donatoren sowie das Netzwerk der Rechtsberatungszentren empfohlen. 
 

Unter anderem heißt es in diesem Dokument, dass im nordöstlichen BuH eine globale Strategie der RRTF 
(Radna grupa za povratak i rekonstrukciju - Arbeitsgruppe für Rückkehr und Wiederaufbau) umgesetzt werde, 
deren Ziel es sei die Verantwortung für eine Rückkehr und den Wiederaufbau auf die heimischen Behörden zu 
übertragen. Alle in diesen Prozess involvierten Akteure zeigten Enthusiasmus und größtes Engagement bei 
dieser Aufgabe. 
 

Quelle: www.unhcr.ba/publications/SRV-FI%7E1.pdf 
 

Englische Version: www.unhcr.ba/publications/DPFV06RE.pdf 
 

Auf der Homepage des UNHCR für BuH ist auch der Link auf folgende 

Rechtsberatungs-Einrichtung zu finden: 
 

Va¿a Prava (deutsch: Ihre Rechte) 
 

Dolina 9, 71000 Sarajevo 
 

tel 033 260 360, 260 370 
 

www.vasaprava.org 
 

Auch wichtige Kontaktadressen und Kontaktstellen in den jeweiligen Gemeinden sind im Handbuch des 
UNHCR zu finden. 
 

Z.B. für die im konkreten Fall für eine Rückkehr in Frage kommende Gemeinde Tuzla, die in der Föderation 
BuH liegt, werden folgende Behörden und Einrichtungen genannt: 
 
 - ANHANG 4 - 
 

GEMEINDE-KONTAKTINFORMATIONEN 
 

Tuzla 
 

Büro/Amt Tel. Fax Adresse Kontaktperson 
 

Gemeindeinformationszentrum (MRO) (035) 252 206 (035) 252 206 Trg slobode 1 Edin Osmanbegovic 
 

Polizeiverwaltung (035) 235 877 Turalibegova bb Wohnbehörde (035) 251 244 (035) 251 244 D¿afer mahala 70 
Faruk Ajaz 
 

Kantonales Ministerium für Wiederaufbau, Entwicklung und Rückkehr (035) 281 440 (035) 280 695 Slatina 2 
Zentrum für Sozialarbeit (035) 252 315 (035) 252 315 Bosne srebrene bb Amt des Roten Kreuzes (035) 252 198 
(035) 252 198 D¿ind¿ic mahala 21 Arbeitsamt (035) 283 388 Bosne srebrene bb Ramiza Krd¿alic 
 

Abteilung des Verteidigungsministeriums (035) 252 030 (035) 252 506 Muharema Fizovica bb 
Krankenversicherungsfonds (035) 251 122 (035) 251 124 Franjevacka 36 Pensionsfonds (035) 252 042 (035) 
251 587 Franjevacka 36 Bildungsabteilung (035) 281 296 (035) 283 340 Slatina 2 Zentrum für Rechtshilfe und 
Informationen (035) 281 023 (035) 281 023 Rudarska 72 Alma Hajdarevic Paulina Vazmer-Joguncic 
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PLIP (035) 250 123 (035) 252 659 OHR 
 

Nikole Tesle 22 UNHCR (035) 284 199 (035) 282 105 Rudarska 72 OHR RRTF (035) 250 123 (035) 252 659 
Nikole Tesle 22 OSCE (035) 282 522 (035) 282 525 Solanska 3 IPTF (035) 283 400 (035) 283 400 P.O. Box 23 
Mercy Corps Scotland (035) 250 561 (035) 250 561 18. hrvatske brigade 25 Alenka Savic 
 

ICRC (035) 281 555 (035) 281 555 Rudarska 72 Dragoslav Bla¿evic 
 

Für Rückkehrer ist in der Republika Srpska von staatlicher Seite insbesondere das "Ministerium für Flüchtlinge 
und vertriebene Personen der Republika Srpska" zuständig. 
 

In der Republika Srpska wurde für Vertriebene, Rückkehrer und Flüchtlinge 2005 ein neues Gesetz 
verabschiedet (einige relevante Artikel werden hier zur Veranschaulichung übersetzt wiedergegeben): 
 

G E S E T Z 
 

ÜBER VERTRIEBENE PERSONEN, RÜCKKEHRER UND FLÜCHTLINGE IN DER 

REPUBLIKA SRPSKA 
 

(Amtsblatt "Slu¿beni glasnik RS", Nr. 42/05 vom -XX-.) 
 

Artikel 14. 
 

Alle Vertriebenen und Rückkehrer haben das Recht auf einen adäquaten Lebensstandard, das Recht auf eine 
grundlegende einstweilige Unterbringung, sozialen Schutz, Bildung und fachliche Befähigung, freie 
Religionsausübung und politische Tätigkeit. 
 

Neben den Rechten aus dem vorgenannten Absatz haben Vertriebene und Rückkehrer während ihres Status 
Anspruch auf: 
 

-Hilfe für den gänzlichen Aufbau eigener Wohnungen und Häuser; 
 

-die Nutzung von Krediten für den Beginn von wirtschafltichen Tätigkeiten zur Einkommensschaffung für sich 
und ihre Familien; 
 

-adäquate Geldhilfe; 
 

-grundlegenden Gesundheitsschutz; 
 

-grundlegende Bildung; 
 

-soziale Hilfe, sofern sie nicht beschäftigt sind. 
 

Personen aus dem vorgenannten Absatz wird keine vorübergehende Unterkunft bereitgestellt werden, sofern sie 
über ausreichend Mittel und ein Einkommen verfügen, mit dem sie sich ihre Unterkunft sichern können. 
 

Ihre Vermögenslage ist von den Abteilungen des Ministeriums nach Einholung von Auskünften der 
Ortsgemeinde, des Arbeitsamtes und des Sozialamtes zu beurteilen. 
 

Artikel 15. 
 

Die zuständigen Behörden sind verpflichtet, vertriebenen Personen und Rückkehrern alle erforderlichen 
Dokumente, die sie zur Umsetzung ihrer in diesem Gesetz vorgesehenen Rechte benötigen, auszustellen. 
 

Die zuständigen Behörden werden das Verfahren zur Ausstellung neuer Dokumente oder den Ersatz in Folge der 
Vertreibung verlorener oder vernichteter Dokumente erleichtern. 
 

Aritkel 16. 
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Alle zuständigen Behörden werden an der Ermöglichung der Reintegration von Rückkehrern arbeiten. 
 

Im Jänner 2007 hat das Ministerium für Flüchtlinge und vertriebene Personen der Republika Srpska ein 
Programm für die Lösung der Probleme von vertriebenen Personen, Rückkehrern und Flüchtlingen für das Jahr 
2007 verabschiedet. Zu den Programmaktivitäten und Zielen des Ministeriums gehören Regelungen von 
"Statusfragen", die Gewährleistung, dass jeder ein "Dach über dem Kopf" hat, sowie die Erneuerung und der 
Wiederaufbau zerstörten Wohnungsbestandes, die Sicherung jeglicher Art von Alternativunterkünften für 
Familien, die darauf einen Anspruch haben, und die Unterbringung von Personen aus Alternativunterbringungen 
in dauerhafte Wohnunterkünfte, die Gewährleistung einer Krankenversicherung für Familien dieses betroffenen 
Bevölkerungsanteiles sowie die Gewährleistung einer Reintegration durch den Schutz der Menschenrechte und 
die Stimulierung einer nachhaltigen Rückkehr. 
 

Für das Programm wurden im Budget der Republika Srpska für das Jahr 2007 Mittel von insgesamt 22.496.000,-
- KM gewährt: 
 

Für die Krankenversicherung von Flüchtlingen, Vertriebenen u. 
Rückkehrern.........600.000,-- KM 
 
Für die Lösung der Probleme von Flüchtlingen, Vertr iebenen u. 
Rückkehrern.......7.000.000,-- KM 
 
Für die Lösung der Probleme intern 
Vertriebener....................................... .....1.500.000,-- 
KM 
 
Für die Infrastruktur in 
Flüchtlingssiedlungen.............................. .....................2.5
00.000,-- 
KM 
 
Für gemeinsame Projekte - 
Rückkehrfonds...................................... .............. 
2.600.000,-- KM 
 
Für Srebrenica - 
Potocari........................................... ........................
...........500.000,-- 
KM 
 
Für eine Rückkehr in die Republika 
Srpska............................................. .........4.500.000,-- 
KM 
 
Für eine Rückkehr in die Föderation 
BuH................................................ ........1.900.000,-- 
KM 
 
Für das Entwicklungsprogramm für die Region Gornje Podrinje mit der 
UNDP........1.200.000,-- KM 
 
Für dauerhafte Wohnlösungen für jene, die in Kollek tivzentren und 
 
alternativen Unterkünften untergebracht 
sind............................................... ........196.000,-- 
KM 
 

Quelle: 

www.mirlrs.org/program/Program%20rjesavanja%20za%202007-lat.pdf 
 

Derzeit ist der Republika Srpska der Bosniake Omer Brankovic Minister für Flüchtlinge und vertriebene 
Personen. Omer Brankovic wurde 1947 in Vi¿egrad geboren. 
 



 Asylgerichtshof 27.01.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 16 von 24 

In der Föderation gibt es auch Kollektivunterkünfte, so auch im Kanton Tuzla, wo viele Flüchtlinge aus der 
Republika Srpska bei Ausbruch des Krieges Zuflucht gefunden haben. 
 

Viele dieser Flüchtlinge sind nach wie vor dort untergebracht. 
 

Selbst Roma, die aus der Gemeinde Zvornik, dem Dorf Skocic geflüchtet sind, leben heute in Tuzla. So auch 
Fadil Ferhatovic, der in Tuzla die Vereinigung "Romska Braca Skocic" - Tuzla gegründet hat. 
 

Die Vereinigung ist beim Justizministerium des Kantons Tuzla am 12.03.2003 unter der Zahl 
 

brojem 06/1-05-2224/03 registriert worden. 
 

Aktivitäten der Vereinigung: 
 

Rückkehr in die Republika Srpska (Selo Skocic) 
 

Suche nach verschwundenen Roma im Laufe des Krieges 1992-1995. 
 

Erhaltung der Kultur und der Tradition der Roma durch die Gründung der Kulturvereinigung "Djelem Djelem". 
 

Beschäftigung der Roma über die gegründete Agentur zur Beschäftigung der Roma und anderer über die 
Gesm.b.H. DOO "Tri Leptira". 
 

All diese Angaben, die aus verlässlichen Quellen stammen, zeigen deutlich, welche Aktivitäten und 
Bemühungen unternommen werden, um allen eine Rückkehr zu ermöglichen." 
 

Seitens der Behörde wird ausgeführt, dass im Heimatland ein Drogensubstitionsprogramm erhältlich ist, ebenso 
das benötigte Medikament Methadon sowie Beruhigungstabletten. Vom Vorliegen einer im Heimatland 
vorliegenden nicht behandelbaren Krankheit ist somit nicht auszugehen. (Seite 227 im Akt). 
 

Die Feststellungen hinsichtlich der Person des Beschwerdeführers sowie hinsichtlich des von ihm vorgebrachten 
Fluchtgrundes gründen sich auf folgende Beweiswürdigung: 
 

Die Feststellung hinsichtlich der Staatsangehörigkeit des Beschwerdeführers ergibt sich aus dem von ihm 
vorgelegten Reisepass Nr. -XX-, ausgestellt durch die Botschaft von Bosnien Herzegowina in Wien am -XX-. 
 

Bezüglich Echtheit und inhaltlicher Richtigkeit des Reisepasses wurden von der Behörde erster Instanz keine 
Bedenken geäußert und bestehen diesbezüglich seitens des erkennenden Asylgerichtshofes ebenfalls keine 
Bedenken. 
 

Hinsichtlich der vom Beschwerdeführer behaupteten Fluchtgründe allerdings tätigte bereits das Bundesasylamt 
im angefochtenen erstinstanzlichen Bescheid folgende beweiswürdigende Ausführungen, welche im Ergebnis 
zum Inhalt des gegenständlichen Bescheides erhoben werden: 
 

"Aus Ihrem Vorbringen ist weder explizit noch schlüssig eine konkrete Verfolgung oder Bedrohung Ihrer Person 
im Heimatland Bosnien Herzegowina zu erkennen. Sie erklärten, dass Sie lediglich deswegen einen Asylantrag 
einbringen, da Sie dadurch Ihre Abschiebung zu verhindern suchen. Pauschal erklärten Sie weiter, dass "alle 
wüssten, wer Ihr Vater" gewesen sei, man könnte Sie anspucken. Näher konnten Sie diese Angabe nicht 
begründen. Folglich erklärten Sie, dass Sie befürchten würden, dass Ihnen "unten irgendetwas passieren" könnte, 
konnten dies auch nicht annähernd substantiiert und nachvollziehbar begründen. 
 

Dass Sie offenbar tatsächlich im Heimatland keine begründete Furcht vor Verfolgung ausgesetzt sind und den 
Asylantrag offenbar lediglich in der Absicht einbrachten, den Aufenthalt zu legalisieren, ist vor allem daraus 
erkennbar, dass Sie derart lange mit der Asylantragstellung zuwarteten und erst nach Ihrer Festnahme im PAZ 
Wien einen Asylantrag einbrachten. Sie befinden sich seit 1992 im Bundesgebiet, kehrten zuletzt im Jahr 2000 
wieder nach Bosnien zurück, reisten folglich wieder 2000 ins Bundesgebiet und bringen den Asylantrag erst am 
03.06.2008 ein. Sie sind somit wesentlich länger als drei Monate vor der Asylantragstellung schon im 
Bundesgebiet (auch teilweise lange Zeit illegal) aufhältig. Seitens der Behörde wird ausdrücklich auch auf die 
Sichtweise des UNHCR über eindeutig missbräuchliche Asylanträge verwiesen, Sie hatten ausreichend Zeit und 
Gelegenheit, einen neuerlichen Asylantrag zu stellen. 
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Die Behörde kommt zu dem Entschluss, dass eine reale Verfolgung für Sie in der Zeit vor Ihrer nunmehrigen 
Ausreise nicht bestanden hat und auch aktuell nicht besteht. Auf Grund der erörterten Unglaubwürdigkeit Ihres 
Vorbringens zu den Bedrohungen gegen Ihre Person kann auch keine Verfolgungsgefahr vorliegen." 
 

Diesen beweiswürdigenden Ausführungen des Bundesasylamtes - welchen insofern zuzustimmen ist, als die 
Ausführungen des Beschwerdeführers nicht geeignet sind, eine konkrete aktuelle asylrelevante Verfolgung 
glaubhaft darzutun - wird in der Beschwerde nicht ausreichend konkret und substantiiert entgegengetreten. 
 

In Bekräftigung dieser beweiswürdigenden Ausführungen des Bundesasylamtes wird darauf hingewiesen, dass 
der Beschwerdeführer selbst vorbrachte, wenn er sich in Bosnien aufhalte verspottet zu werden. Weitere 
Übergriffe auf ihn konkret hat er nicht vorgebracht und gab selbst an, sein Vater sei während des Krieges 
bedroht worden. Sein Vater sei nach Bosnien zurückgekehrt, weil er kein Asyl bekommen habe und er habe ihn 
seit fünf Jahren nicht mehr gesehen. Anlässlich seiner Einvernahme am 28.10.2008 wiederholte er diese 
Befürchtung und gab an, er befürchte bei seiner Rückkehr angespuckt zu werden, weil alle wüssten, wer sein 
Vater sei, dass er in der Armee gewesen sei und sie Moslems seien. Auf den Vorhalt, dass er auch nach Sarajewo 
gehen könne, folgte die Gegenfrage, was er dort machen solle, er habe dort nur einen Onkel. Er wolle in 
Österreich arbeiten. 
 

Dieses Vorbringen des Beschwerdeführers enthält - wie seitens des Bundesasylamtes bereits zutreffend 
ausgeführt - keine konkret gegen ihn gerichtete Verfolgung im Sinne der GFK und er selbst brachte ausdrücklich 
vor, durch den Asylantrag lediglich seine Abschiebung verhindern zu wollen. 
 

Die Feststellung, dass dem Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr nach Bosnien Herzegowina die 
notdürftigste Lebensgrundlage nicht entzogen wäre, basiert ebenfalls auf den eigenen niederschriftlichen 
Angaben des Beschwerdeführers im Zuge der erstinstanzlichen Einvernahmen, wonach er seinen 
Lebensunterhalt durch seine Einkünfte als Automechanikerlehrling, Tapezierer, Maler und Anstreicher und 
durch Tätigkeiten für die Caritas bestritten habe und dies noch immer tue sowie auch unter Berücksichtigung des 
Umstandes, dass sein Onkel mit seiner Familie in Sarajewo sowie der Vater seit längerem wieder in der 
Republika Srpska lebt sowie dass der Beschwerdeführer gemeinsam mit seiner Schwester nach Bosnien 
Herzegowina zurückkehren kann im Zusammenhang mit den getroffenen Länderfeststellungen betreffend 
Bosnien Herzegowina, aus welchen sich ergibt, dass Rückkehrer zahlreiche Einrichtungen und 
Hilfsorganisationen, von denen viele ihren Sitz in Tuzla haben, wo nunmehr mehrheitlich Bosniaken leben, in 
Anspruch nehmen können und daher eine Rückkehr von Flüchtlingen in die Föderation möglich ist. Auch haben 
Rückkehrer in der Republika Srpska das Recht ua. auf Unterbringung, Gesundheitsschutz und soziale Hilfe, 
sofern sie nicht beschäftigt sind, weshalb der Beschwerdeführer nicht mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit 
Gefahr laufen wird, dass ihm die notdürftigste Existenzgrundlage entzogen wäre. 
 

Ferner steht dem Beschwerdeführer nach den durchgeführten Ermittlungen auch in Bosnien Herzegowina eine 
Substitutionstherapie mit Methadon zur Verfügung (Seite 227 im erstinstanzlichen Verwaltungsakt). Diese 
Behandlung wird nach den eingeholten Auskünften von der Krankenversicherung finanziert, welche der 
Beschwerdeführer etwa durch eine Erwerbstätigkeit oder durch eine Meldung als arbeitslos erlangen kann. 
 

Rechtlich folgt draus: 
 

Gemäß § 61 Abs.1 Asylgesetz 2005 idF BGBl. I Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten über 
 

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und 
 

2. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes oder soweit in Abs. 3 
vorgesehen ist, durch Einzelrichter über Beschwerden gegen zurückweisende Bescheide 
 

a) wegen Drittstaatssicherheit gemäß § 4, 
 

b) wegen Zuständigkeit eines anderen Staates gemäß § 5 und 
 

c) wegen entschiedener Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG und die mit diesen Entscheidungen verbundene 
Ausweisung. 
 

Gemäß § 23 Asylgerichtshofgesetz (Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz; Art. 1 BG BGBl. I 4/2008) sind, soweit 
sich aus dem Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. 
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I Nr. 100, und dem Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG, BGBl. Nr. 10, nicht anderes ergibt, auf das 
Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - 
AVG, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der 
Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat die Rechtsmittelinstanz, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet 
zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch 
hinsichtlich der Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu setzen und den 
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Ad I) Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz 
gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines anderen Staates 
zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im 
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention droht. 
 

Der Status eines Asylberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass die 
Voraussetzungen des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flüchtlingskonvention vorliegen. Diese liegen vor, wenn 
sich jemand aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, der Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines 
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des 
Schutzes dieses Landes zu bedienen. Ebenso liegen die Voraussetzungen bei Staatenlosen, die sich infolge 
obiger Umstände außerhalb des Landes ihres gewöhnlichen Aufenthaltes befinden und nicht in der Lage oder im 
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt sind, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Zentrales Element des Flüchtlingsbegriffes ist die "begründete Furcht vor Verfolgung". Die begründete Furcht 
vor Verfolgung liegt dann vor, wenn objektiver Weise eine Person in der individuellen Situation des 
Asylwerbers Grund hat, eine Verfolgung zu fürchten. Verlangt wird eine "Verfolgungsgefahr", wobei unter 
Verfolgung ein Eingriff von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen zu 
verstehen ist, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates 
bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die Verfolgungsgefahr muss ihre 
Ursache in den in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründen haben und muss ihrerseits Ursache 
dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen 
Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen 
Aufenthaltes zurechenbar sein. Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern bezeichnet eine 
Verantwortlichkeit in Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr. Die Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, 
was bedeutet, dass sie zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen muss. Bereits gesetzte vergangene 
Verfolgungshandlungen stellen im Beweisverfahren ein wesentliches Indiz für eine bestehende 
Verfolgungsgefahr dar, wobei hierfür dem Wesen nach einer Prognose zu erstellen ist. 
 

Wie den oben wiedergegebenen beweiswürdigenden Ausführungen zu entnehmen ist, kann in einer 
Gesamtbetrachtung des Vorbringens des Beschwerdeführeris nicht davon ausgegangen werden, dass dieses den 
Tatsachen entspricht. Schon aus diesem Grund war die Beschwerde gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abzuweisen. 
 

Das Beschwerdevorbringen, die Beurteilung des Fluchtvorbringes beruhe auf Einvernahmen, in welchen der 
Beschwerdeführer nicht alles Erforderliche habe vorbringen können, weil zu den Ausführungen der Behörde, 
wonach der Asylantrag lediglich zur Legalisierung seines Aufenthaltes eingebracht worden sei und sich dieses 
daraus ergebe, dass er mit der Antragstellung so lange zugewartet und bis zu seiner Festnahme gewartet habe, zu 
sagen sei, dass der Beschwerdeführer erst in der Schubhaft von der Möglichkeit der Asylantragstellung erfahren 
und dies umgehend gemacht habe, ist darauf hinzuweisen, dass dem Beschwerdeführer anlässlich der oa. 
wiedergegebenen Einvernahme vom 28.10.2008 Gelegenheit gegeben wurde weitere Vorbringen zu erstatten. 
 

Auch den neuerlich vorgebrachten Fluchtgründen, nämlich dass die Familie des Beschwerdeführers im Jahr 
1991 wegen ihrer Verfolgung durch die Serben , insbesondere seines Vaters, zunächst nach Mazedonien und 
dann nach Österreich geflohen sei, lässt sich entgegen dem Beschwerdevorbringen nicht entnehmen, dass der 
Beschwerdeführer aktuell im Sinne der GFK verfolgt wird und demnach als Flüchtling im Sinne der GFK zu 
betrachten sei. 
 

Auch das Beschwerdevorbringen, wonach die Abschiebung des Beschwerdeführers gegen Art. 3 EMRK 
verstoße, weil er auf Grund seines muslimischen Glaubens in Bosnien Herzegowina der Verfolgung ausgesetzt 
sein würde, es in seiner Heimatstadt -XX- keinen einzigen Muslim gebe und er auch nicht mehr über ein soziales 
Netzwerk verfüge, ist nicht geeignet, eine konkret gegen den Beschwerdeführer gerichtet Verfolgung in Bosnien 
Herzegowina darzutun, weil der Beschwerdeführer entgegen seinem Beschwerdevorbringen selbst angab, sein 
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Onkel lebe in Sarajewo, sodass der Beschwerdeführer sowohl über ein soziales Netzwerk als auch die 
Möglichkeit verfügt, sich innerhalb seines Herkunftsstaates auch in einem Gebiet niederzulassen, wo 
mehrheitlich Bosniaken leben und eine Verfolgung in diesem Gebiet, wo sich im übrigen auch viele 
Hilfsorganisationen befinden, nicht mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Darüberhinaus ist den 
Länderfestestllungen zu entnehmen, dass Rückkehrer in die Republika Srpska gesetzlich festgelegte Ansprüche 
auf Unterkunft, Gesundheitsschutz und soziale Hilfe habe, wenn sie erwerbslos sind und darüber hinaus 
Programme bestehen, die ua. eine Reintegration von Rückkehrern zum Ziel haben, woraus nun nicht geschlossen 
werden kann, dass der Beschwerdeführer bei seiner Rückkehr in seinem Heimatort mit Wahrscheinlichkeit einer 
Verfolgung im Sinne des GFK ausgesetzt wäre. Solches kann auch dem in der Beschwerde wiedergegebenen 
Bericht nicht entommen werden. 
 

Ad II) Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten einem Fremden 
zuzuerkennen, 
 

der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung 
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder 
 

dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, 
 

wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale 
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention 
bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit in 
Folge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen 
würde. 
 

Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der Aberkennung des Status 
des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden. 
 

§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 beschränkt den Prüfungsrahmen auf den Herkunftsstaat des Antragsstellers. Gemäß § 2 
Abs. 1 Z 17 ist ein Herkunftsstaat, der Staat, dessen Staatsangehörigkeit der Fremde besitzt oder - im Falle der 
Staatenlosigkeit - der Staat seines früheren gewöhnlichen Aufenthaltes. 
 

Der (vormalige) § 8 Abs. 1 AsylG 1997 idF der AsylG-Novelle 2003 verwies auf § 57 Fremdengesetz (FrG), 
BGBl. I Nr. 75/1997 idF BGBl. I Nr. 126/2002, wonach die Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig ist, wenn dadurch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder das 
Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung 
verletzt würde. Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zum vormaligen § 57 FrG - welche in 
wesentlichen Teilen auf § 8 Abs. 1 AsylG 2005 zu übertragen sein wird - ist Vorraussetzung für die 
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten, dass eine konkrete, den Beschwerdeführer 
betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte oder (infolge nicht ausreichenden 
Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefährdung bzw. Bedrohung vorliege. Die 
Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der Frage 
des Asyls bestehen (VwGH 08.06.2000, Zl. 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits längere Zeit zurückliegen, 
sind daher nicht geeignet, die Feststellung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere Umstände 
hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VwGH 14.10.1998, Zl. 98/01/0122, VwGH 
25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). Die Gefahr muss sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen (z.B. VwGH 
26.06.1997, Zl. 95/21/0294, VwGH 25.01.2001, Zl. 2000/20/0438, VwGH 30.05.2001, Zl. 97/21/0560). 
Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben 
wird - auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der konkreten 
Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 MRK gewährleisteten Rechte ausgesetzt wäre, so kann dies der 
Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwGH 08.06.2000, Zl. 99/20/0203). Die bloße 
Möglichkeit einer dem Art. 3 MRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder 
abgeschoben wird, genügt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des § 57 FrG 
als unzulässig erscheinen zu lassen; vielmehr müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade der 
Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde (VwGH 27.02.2001, Zl. 98/21/0427, VwGH 
20.06.2002, Zl. 2002/18/0028). 
 

Wie bereits oben ausgeführt wurde, hat der Beschwerdeführer keine ihm konkret aktuell drohende, an 
asylrelevante Merkmale im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK anknüpfende Verfolgung maßgeblicher 
Intensität bzw. für eine aktuelle drohende unmenschliche Behandlung oder Verfolgung sprechende Gründe 
ausreichend konkret behauptet bzw. glaubhaft zu machen vermocht. Wie bereits unter Spruchpunkt I. ausgeführt 
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wurde, kann nicht mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass dem 
Beschwerdeführer in der Republik Bosnien Herzegowina eine konkret gegen seine Person gerichtete Verfolgung 
maßgeblicher Intensität droht. 
 

Dass dem Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr nach Bosnien Herzegowina keine erforderliche 
Krankenbehandlung möglich bzw. die notdürftigste Lebensgrundlage entzogen und die Schwelle des Art. 3 
EMRK überschritten wäre (vgl. diesbezüglich das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 16.07.2003, Zl. 
2003/01/0059, zur dargestellten "Schwelle" des Art. 3 EMRK), hat der Beschwerdeführer selbst nicht 
ausreichend konkret behauptet und kann dies auch von Amts wegen unter Berücksichtigung der getroffenen 
Feststellungen zu Bosnien Herzegowina, welchen der Beschwerdeführer auch in der Beschwerde nicht 
entgegentritt, nicht mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit angenommen werden. Der Beschwerdeführer ist 
demnach arbeitsfähig und kann außer durch Ansprüche aus der Sozialhilfe und Zuwendungen von 
Hilfsorganisationen oder Verwandten auch mit Gelegenheitsarbeiten zu seinem Lebensunterhalt beitragen. 
Zudem gab der Beschwerdeführer selbst an, bisher erwerbstätig gewesen zu sein. Eine Behandlung des 
Beschwerdeführers ist grundsätzlich auch in Bosnien Herzegowina möglich, auch wenn dort die 
Inanspruchnahme medizinischer Leistungen und Medikamente nicht grundsätzlich kostenlos ist, jedenfalls 
jedoch die erforderliche Substitutionstherapie. 
 

Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass beim Beschwerdeführer keine derart schwere Erkrankung - 
weder in physischer noch in psychischer Hinsicht - belegt wurde, dass eine Verbringung des Beschwerdeführers 
nach Bosnien Herzegowina eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen würde. 
 

Der EGMR hat in Bezug auf die Frage von Verletzungen nach Art. 3 EMRK in seinen jüngsten Entscheidungen, 
etwa in seiner Entscheidung vom 10.11.2005, Rs 14492/03 Paramasothy v. Niederlande (in Bezug auf einen 
unter PTSD leidenden, Selbstmordabsichten hegenden und seit neun Jahren in den Niederlanden aufhältigen 
Beschwerdeführer aus Sri Lanka bezüglich dessen Rückverbringung nach Sri Lanka, wo er Verhaftungen und 
Folter erlitten hatte; in dem der Beschwerde zu Grunde liegenden Verfahren war festgestellt worden, dass in Sri 
Lanka eine Grundversorgung in Bezug auf die Behandlung von psychischen Erkrankungen existiert) ausgeführt, 
selbst wenn in Sri Lanka eine Behandlung psychischer Erkrankung nicht den selben Standard erreiche wie in den 
Niederlanden, gebe es spezielle Programme für die Behandlung von traumatisierten Patienten und seien 
verschiedene therapeutische Medikamente erhältlich. Die Tatsache, dass die Umstände für den 
Beschwerdeführer in Sri Lanka ungünstiger wären als jene während seines Aufenthaltes in den Niederlanden, 
könne unter dem Blickwinkel des Art. 3 EMRK nicht entscheidend sein. Der Gerichtshof sei außerdem der 
Ansicht, das Risiko, dass der Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr nach Sri Lanka eine Verschlechterung 
seines Zustandes erleiden würde und dass er, sollte er eine Verschlechterung erleiden, keine adäquate 
Unterstützung oder Betreuung erhalten werde, sei in hohem Maße spekulativ. In diesem Zusammenhang sei zu 
beachten, dass die Eltern des Beschwerdeführers immer noch in Sri Lanka leben würden und weder dargelegt 
worden noch sonst hervorgekommen sei, dass diese nicht mehr in der Lage sein würden, dem Beschwerdeführer 
Unterstützung zukommen zu lassen. 
 

In vergleichbaren Entscheidungen (vgl. etwa Ovdienko v. Finnland vom 31.05.2005, Rs 1383/04 bzw. Hukic v. 
Schweden vom 27.09.2005, Rs 17416/05) wurde seitens des EGMR zum einen kein Bezug zu einer im 
Herkunftsstaat lebenden Familie - wie im Falle Paramasoti v. Niederlande - hergestellt, zum anderen wurde auch 
die Inanspruchnahme einer medizinischen Behandlung, selbst wenn diese beträchtliche Kosten verursachen 
würde - im Fall Hukic v. Schweden die Behandlung des Down-Syndroms - für zumutbar erachtet. 
 

Dass sich der Gesundheitszustand durch die Abschiebung verschlechtert ("mentaler Stress" ist nicht 
entscheidend), ist vom Antragsteller konkret nachzuweisen, bloße Spekulationen über die Möglichkeit sind nicht 
ausreichend. In der Beschwerdesache OVDIENKO gg. Finland vom 31.05.2005, Nr. 1383/04, wurde die 
Abschiebung des Beschwerdeführers, der seit 2002 in psychiatrischer Behandlung war und der 
selbstmordgefährdet ist, für zulässig erklärt; mentaler Stress durch eine Abschiebung in die Ukraine bilde im 
Hinblick auf den hohen Eingriffsschwellenwert ("high treshold") kein ausreichendes "real risk" einer Verletzung 
von Art. 3 EMRK. 
 

Im Lichte dieser Rechtsprechung des EGMR ist es daher nicht erforderlich, dass die erforderliche medizinische 
Behandlung des Beschwerdeführers in Bosnien Herzegowina denselben Standard haben muss wie etwa in 
Österreich und stellt eine Verbringung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat im Hinblick auf den 
hohen Eingriffsschwellenwert keine ausreichend reale Gefahr einer Verletzung von Art. 3 EMRK dar. 
 

Ad III) Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 
Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich des Status des 
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird. 
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Gemäß § 10 Abs. 2 AsylG 2005 sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulässig, wenn dem Fremden ein nicht auf 
dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder dies eine Verletzung von Art. 8 EMRK 
darstellen würde. 
 

Gemäß § 10 Abs. 3 AsylG 2005 ist die Durchführung der Ausweisung für die notwendige Zeit aufzuschieben, 
wenn diese aus Gründen, die in der Person des Asylwerbers liegen und nicht von Dauer sind, eine Verletzung 
von Art. 3 EMRK darstellt. 
 

Bezüglich Spruchpunkt III werden die folgende Ausführungen des Bundesasylamtes zum Inhalt des 
gegenständlichen Erkenntnisses erhoben: 
 

"Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich des Status des Asylberechtigten als 
auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird. 
 

Bei der Setzung einer solchen aufenthaltsbeendenden Maßnahme kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des 
Privat- und Familienlebens vorliegen (Art. 8 Abs. 1 EMRK). 
 

Das Recht auf Achtung des Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK schützt das Zusammenleben der Familie. 
 

Der Begriff Familienleben umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjährigen) Kindern, sondern 
zB. auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B8986/80) und zwischen Eltern und 
erwachsenen Kindern (EKMR 6.10.1981, B9202/80). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine 
gewisse Beziehungsintensität vorliegt. Es kann nämlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass 
zwischen Personen, welche miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben im 
Sinne des Art. 8 EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umständen, von der konkreten 
Lebenssituation abhängig. Der Begriff Familienleben in Art. 8 EMRK seht daher neben der Verwandtschaft auch 
andere, engere Bindungen voraus; die Beziehungen müssen eine gewisse Intensität aufweisen. So ist etwa darauf 
abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob 
sie (finanziell) voneinander abhängig sind (VwGH 26.1.2006, 2002/20/0423, VwGH 8.6.2006, 2003/01/0600, 
VwGH 26.1.2006, 2002/20/0235-9). 
 

Der Asylantrag Ihrer Schwester wurde abgewiesen. Sie haben sonst keine intensive Familiengemeinschaft iSd. 
EMRK behauptet. Sie haben sonst keine Angehörigen im Bundesgebiet. 
 

Entsprechend Ihren Angaben haben Sie eine Freundin im Bundesgebiet. Diese Beziehung ist infolge der in der 
Beweiswürdigung angeführten mangelnden Verfestigung, Integration, Dauer und Intensität auch jenem 
Rechtsgut unterzuordnen, welches unter dem öffentlichen Interesse eines kontrollierten Zuzugs nach Österreich 
und eines geordneten dauerhaften Aufenthaltes in Österreich zu subsumieren ist und zu überwiegen hat. 
 

Die erkennende Behörde geht nun davon aus, dass eine Ausweisung keinen dahingehenden Eingriff in die 
Achtung Ihres Familienlebens darstellt. 
 

Das Recht auf Achtung des Privatlebens sichert dem Einzelnen zudem einen Bereich innerhalb dessen er seine 
Persönlichkeit frei entfalten und erfüllen kann (EKMR Brüggemann u. Scheuten). 
 

Gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung des Rechts auf das 
Privat- und Familienleben nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, welche in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 
 

Zweifellos handelt es sich beim Bundesasylamt um eine öffentliche Behörde im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK; 
der Eingriff ist - wie bereits oben dargestellt - in § 10 AsylG gesetzlich vorgesehen. 
 

Es ist daher in weiterer Folge zu prüfen, ob der Eingriff in Ihr Recht auf Achtung des Familien- und Privatlebens 
im gegenständlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in einer 
demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, nämlich die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung im Sinne 
von Art. 8 Abs. 2 EMRK, verfolgt. 
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Nunmehr war eine individuelle Abwägung der betroffenen Interessen vorzunehmen, um festzustellen, ob der 
Eingriff durch die Ausweisung auch als im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK verhältnismäßig angesehen werden 
kann. 
 

Ein solcher Eingriff ist gerechtfertigt. 
 

Die Behörde ist der Ansicht, dass die geforderten Voraussetzungen, welche eine Ausweisung unzulässig 
erscheinen lassen, im konkreten Fall nicht vorliegen. Sie sind nicht Flüchtling im Sinne der Genfer 
Flüchtlingskonvention. Es kann im speziellen Fall auch nicht erkannt werden, dass Sie in beliebiger Weise in der 
österreichischen Gesellschaft eingewachsen und verankert wären bzw. eine allfälligen Bindungen dergestalt 
wären, dass deren Veränderung für Sie nachhaltige Folgen hätte. ... 
 

... Der Aufenthalt von Fremden wird grundsätzlich im FPG geregelt und darf nicht unterlaufen werden, da dies 
zu wesentlichen Beeinträchtigungen in der Gesellschaft führen kann. Eine erfolgreiche Integration Ihrer Person 
ist nicht erkennbar. Sie sind nicht kranken- oder sozialversichert. Sie können die ausreichenden Mittel zu Ihrem 
Unterhalt und sozialen Versorgung nicht plausibel darstellen. Sie konnten auch keine reale Aussicht auf einen 
Arbeitsplatz darlegen. Aufgrund Ihrer Situation hinsichtlich Ihrer mangelnden beruflichen Kenntnisse und 
Ausbildung ist zu erwarten, dass Sie angesichts der Arbeitsmarktlage bei der Arbeitsplatzsuche benachteiligt 
sein werden und es ist von einem zu erwartenden Überschießen der Sozialleistungen auszugehen. Ein 
Überwiegen des öffentlichen Interesses an der Aufenthaltsberechtigung wird somit festgestellt. Aufgrund dieser 
Umstände ergibt sich, dass die Ausweisung dringend zur Erreichung des o.a. und in Artikel 8 Abs. 2 EMRK 
genannten Zieles geboten ist. Es sind auch keine weiteren Umstände ersichtlich, die für eine gegenteilige 
Entscheidung zu Gunsten des Antragstellers sprechen würden. Zudem wurde erkannt dass die Bindungen und 
Möglichkeiten im Herkunftsstaat auch aufgrund der lange dort verbrachten Zeit und der im Herkunftsstaat 
verbliebenen Angehörigen als auch einer dadurch vorhandenen sozialen Abfederung durchaus eine Reintegration 
reell ermöglichen, die in ihrer Qualität und Quantität allfällige in Österreich vorhandene Kriterien weitaus 
übertreffen. Sie haben die Möglichkeit Ihr Familienleben im Herkunftsstaat, wo weitere nahe 
Familienangehörige verblieben, zu führen. 
 

Angesichts Sprachkenntnisse der Sprachen des Herkunftsstaates und des einer Unterkunftsmöglichkeit sowie 
vorhandener sozialer Kontakte wie etwa zu Ihren Familienangehörigen ist nicht davon auszugehen, dass Sie im 
Herkunftsstaat besondere Schwierigkeiten bei der Rückkehr erfahren werden. Sie waren lange Zeit illegal im 
Bundesgebiet aufhältig. ... 
 

... Der Aufenthalt von Fremden wird grundsätzlich im FrG geregelt und darf nicht unterlaufen werden, da dies zu 
wesentlichen Beeinträchtigungen in der Gesellschaft führen kann. Deshalb wird unter Berücksichtigung Ihrer 
individuellen Situation in Österreich insgesamt ein Überwiegen des öffentlichen Interesses an der 
Aufenthaltsbeendigung festgestellt. 
 

Sie wurden auch bereits mehrmals wegen strafrechtlicher Delikte gerichtlich verurteilt. Die Begehung von 
schwerwiegenden gerichtlich strafbaren Handlungen stellt einen gravierenden Eingriff in die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung dar. 
 

Nach der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den 
Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
(Art 8 Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, 2000/18/0251, uva). 
 

Der Gesetzgeber beabsichtigt durch die zwingend vorgesehene Ausweisung von Asylwerbern eine über die 
Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen, die sich bisher bloß 
aufgrund ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern (VwGH 17.3.2005, G 78/04). 
 

Ein Eingriff ins Privatleben ist nach den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens unter Bedachtnahme Ihrer 
Angaben nicht größer als bei jedem anderen Fremden, der sich rechtswidrig in Österreich aufhält. Andernfalls 
könnte Österreich keine rechtswidrig im Bundesgebiet aufhältigen Fremden ausweisen. (vgl. auch UBAS 
301.115-C2-E1-XIII/66/06 vom 18.01.2007) 
 

Aufgrund dieser Gesamtabwägung der Interessen und unter Beachtung aller bekannten Umstände ergibt sich, 
dass Ihre Ausweisung gerechtfertigt ist. Bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen können keine 
Hinweise gefunden werden, welche den Schluss zuließen, dass durch Ihre Ausweisung auf unzulässige Weise im 
Sinne von Art. 8 Abs. 2 EMRK in Ihr Recht auf Schutz des Familien- und Privatlebens eingegriffen würde." 
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Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass der Beschwerdeführer vorgebracht hat, über keine 
entscheidungswesentlichen familiären Anknüpfungspunkte in Österreich zu verfügen. Er brachte lediglich vor 
im Bundesgebiet seit einigen Monaten eine Freundin zu haben, mit welcher er jedoch nicht im gemeinsamen 
Haushalt lebt. Der gleichzeitige Asylantrag seiner Schwester, welche nach ihren Angaben mit ihrem 
Lebensgefährten zusammenlebt, wird ebenfalls abgewiesen. Seine Schwester hat dagegen keinen Einwand nach 
Bosnien abgeschoben zu werden und gibt an, freiwillig zurückzureisen zu wollen. 
 

Nach dem Urteil des EGMR vom 31.07.2008, Nr. 265/07 (Omoregie) ist eine Ausweisung nur in 
Ausnahmefällen eine Verletzung des Art. 8 EMRK und zwar, wenn das Fortbestehen des Familielebens im 
Gastland bereits bei dessen Begründung wegen des ausländerrechtlichen Status einer betroffenen Person 
ungewiss und dies den Familienmitgliedern bewusst war. Da der Beschwerdeführer nach Ablauf seines 
Aufenthaltstitels am 28.12.2006 weiter illegal im Bundesgebiet geblieben ist und gegen fremdenrechtliche 
Bestimmungen verstoßen hat, ist davon auszugehen, dass ihm sein unsicherer Aufenthaltsstatus bei der 
nachfolgenden Begründung der Beziehung zu seiner Freundin jedenfalls bewusst war und daher kein 
ungerechtfertigter Eingriff in das nicht ausreichend intensive Familienleben gemäß Art. 8 EMRK vorliegt. 
 

Auch liegt auch kein Eingriff in das Privatleben des Beschwerdeführers vor, welcher zur Erreichung der in Art. 8 
Abs. 2 EMRK genannten Ziele (Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung auf dem Gebiet des 
Fremdenwesens, das große öffentliche Interesse an der Verhinderung von Kriminalität und das öffentliche 
Interesse an der Verhinderung einer über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehenden 
Aufenthaltsverfestigung) nicht geboten oder zulässig wäre, zumal der Beschwerdeführer nach Ablauf seiner 
Aufenthaltsberechtigung das Bundesgebiet nicht verlassen hat, insgesamt bisher 17 Straftaten angezeigt und 
bereits wegen mehrerer Delikte strafrechtlich verurteilt wurde und nach seinen eigenen Angaben durch den 
verfahrensgegenständlichen Asylantrag lediglich seine Abschiebung abwenden wollte - und dieser Asylantrag 
nunmehr abzuweisen ist. (vgl. etwa Erk. des VwGH vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479-7, VwGH vom 
17.12.2007, Zl. 2006/01/0216-0219-6, VwGH vom 04.03.2008, Zl. 2006/19/0409-6 und Beschluss des VfGH 
vom 29.11.2007, Zl. B 1654/07-9, sowie jüngstes Urteil des EGMR vom 08.04.2008, Beschwerde Nr. 21878/06, 
Nnyanzi v.The United Kingdom, Randnr. 76). 
 

Die Ausweisung stellt daher jedenfalls keinen (ungerechtfertigten) Eingriff in Art. 8 EMRK dar. 
 

Auch wurde vom Beschwerdeführer keine Erkrankung belegt, welche anlässlich der Durchführung der 
Ausweisung eine lebensbedrohliche Verschlechterung im Sinne des Art. 3 EMRK erfahren würde. 
 

Auch das erstmals in der Beschwerde - in gemäß § 40 Abs. 1 AsylG 2005 unzulässiger Weise - erstattete 
Vorbringen, der Beschwerdeführer habe einen Onkel und eine Tante, welche seit 16 Jahren als Asylberechtigte 
in Österreich leben würden, sowie dass seine Freundin österreichische Staatsbürgerin sei, sind nicht geeignet, ein 
ausreichend intensives Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK darzutun. Auch das Vorbringen in der 
Beschwerde, er habe seinen Lebensmittelpunkt in Österreich gefunden, da er seit 16 Jahren hier lebe und in 
seinem Heimatland über keinerlei soziale Anknüpfungspunkte verfüge, trifft insofern nicht zu, als nach den 
eigenen Angaben des Beschwerdeführers ein Onkel des Beschwerdeführers in Bosnien Herzegowina lebt und ist 
andererseits nicht geeignet, ein Überwiegen der Interessen des Beschwerdeführers gegenüber den öffentlichen 
Interessen an einem geordneten Fremdenwesen, Verhinderung von Kriminalität und Verhinderung des weiteren 
Verbleibs von abgewiesenen Asylwerbern im Bundesgebiet zu überwiegen, weil sich der Beschwerdeführer seit 
dem 29.12.2006 illegal im Bundesgebiet aufhält, zumindest 17 Straftaten verfolgt werden und der 
Beschwerdeführer auch bereits mehrmals strafrechtlich verurteilt wurde, sodass in der Ausweisung kein 
ungerechtfertigter Eingriff in Art. 8 ERMK erblickt werden kann. 
 

Die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung war unter Bedachtnahme auf die vorstehenden Ausführungen 
gemäß § 38 Abs. 2 AsylG 2005 nicht geboten. 
 

Gemäß § 41 Abs. 7 AsylG hat der Asylgerichtshof § 67d AVG mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine 
mündliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der 
Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen 
nicht den Tatsachen entspricht. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur außer Kraft getretenen 
Regelung des Art. II Abs. 2 lit. D Z 43a EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der 
Berufung nicht als geklärt anzusehen, wenn die erstinstanzliche Beweiswürdigung in der Berufung substantiiert 
bekämpft wird oder der Berufungsbehörde ergänzungsbedürftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig 
erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehörde ihre 
Entscheidung auf zusätzliche Ermittlungsergebnisse stützen will (VwGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit 
Hinweisen auf VwGH 23.01.2003, 2002/20/0533; 12.06.2003, 2002/20/0336). Gemäß dieser Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die Durchführung einer mündlichen Verhandlung 
beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der maßgebliche Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der 
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Beschwerde geklärt war. Was das Vorbringen des Beschwerdeführers in der Beschwerde betrifft, so findet sich 
in dieser kein neues bzw. kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfälliger sonstiger 
Fluchtgründe des Beschwerdeführers. Auch tritt der Beschwerdeführer in der Beschwerde den seitens der 
Behörde erster Instanz getätigten beweiswürdigenden Ausführungen nicht in ausreichend konkreter Weise 
entgegen 
 

Es war sohin spruchgemäß zu entscheiden 


